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Zusammenfassung  

Die Steigerung der Gebäudeeffizienz durch energetische Sanierung von Bestandsgebäuden ist ein 
zentraler Faktor in der Dekarbonisierung der deutschen Energieversorgung. In dieser Kurzstudie 
finden Sie Erfahrungsberichte und Bewertungen unserer Praxispartner:innen sowie aus der Literatur 
zu Herausforderungen und verschiedenen Instrumenten im Bereich der Sanierungsförderung. 
Annahmen zum künftigen Wärmeverbrauch von Gebäuden sind sehr wichtig, u. a. für die 
Umsetzbarkeit und korrekte Dimensionierung von Netzen und Heizungsoptionen. Hohe 
Investitionskosten, ein heterogener Gebäudebestand mit unterschiedlichen 
Eigentümer:innenstrukturen und nicht erfasste Sanierungsstände verhindern aktuell eine 
systematische, flächendeckende Sanierung und führen so zu großen Unsicherheiten in der 
kommunalen Wärmeplanung (KWP). Hinzu kommt ein Mangel an oder hohe Kosten für qualifizierte 
Energieberatungen. Ein zentrales Problem ist außerdem, dass Eigentümer:innen sich zu einer 
energetischen Sanierung entschließen müssen, im verbreiteten Kaltmietmodell aber ausschließlich 
die Mieter:innen von niedrigeren Energiekosten profitieren können oder hohe Verbrauchskosten 
bezahlen müssen. Auch die rechtlichen Rahmenbedingungen sind zum Teil hinderlich, wie z.B. 
fehlende Datengrundlagen für systematische Sanierungsplanung, Einschränkungen durch 
Denkmalschutz, widersprüchliche Vorschriften in Bauordnungen sowie häufig wechselnde 
Förderbedingungen, welche Planungsunsicherheit erzeugen. 

Die in der Literatur und von Praxispartner:innen genannten Lösungsansätze für eine zuverlässigere 
Sanierungsplanung beinhalten finanzielle Ansätze (Fördermittel, steuerliche Anreize, kommunale 
Förderprogramme, Ausweisung von Sanierungsgebieten etc.), kommunikative Ansätze (Information 
und Beratung; für Ergänzungen siehe Kurzstudie „Kommunikation und Akzeptanz“) sowie 
Verbesserungen bei Datenerhebung und -bereitstellung, etwa durch ein zentrales Gebäuderegister 
oder bundesweite WebGIS-Tools (für Ergänzungen siehe Kurzstudie „Datenverfügbarkeit und -
schutz“). Des Weiteren gibt es innovative Ansätze wie Serielles Sanieren und oder auch den Tag der 
offenen Baustelle zur Förderung von Nachahmungseffekten unter Nachbar:innen. One-Stop-Shops 
als zentrale Anlaufstellen sowie aufsuchende Energieberatungen (z.B. Energiekarawane in Freiburg) 
ergänzen das Angebotsspektrum. Das KfW-Förderprogramm 432 ("Energetische Stadtsanierung") 
bietet Kommunen eine Finanzierungsmöglichkeit, um Energiesparpotenziale zu untersuchen und 
(kommunikative) Maßnahmen zur Sanierungsförderung integriert umzusetzen. 

 

 

 

 

  

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-7_Kommunikation-Akzeptanz.pdf
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https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Energie-Versorgung-und-Netze/Energetische-Stadtsanierung-(432)/?redirect=791872
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I. Beschreibung der Herausforderung 
Die folgende Beschreibung wurde auf Grundlage von Literatur sowie Ergebnissen aus den 
Befragungen, Workshops und Interviews mit unseren Praxispartner:innen erstellt. 

Die Dekarbonisierung der deutschen Energieversorgung kann nur mit einer möglichst raschen 
Reduktion des Wärmebedarfs im Gebäudebestand gelingen, denn die Versorgung mit Raumwärme 
ist in Deutschland für über 70% der CO2-Emissionen im Bereich Wohnen verantwortlich (UBA, 2025). 
Altbauten haben oft einen besonders hohen Energieverbrauch durch ineffiziente Heizsysteme und 
Wärmeverluste (dena, 2024; UBA, 2024). Aufgrund des enormen Energiebedarfs unsanierter 
Gebäude reicht es nicht aus, beim Heizen auf erneuerbare Energiequellen umzustellen (UBA, 2024). 
Die aktuelle Sanierungsrate von circa 1% pro Jahr ist laut Literatur zu niedrig, um Deutschlands Ziel 
der Klimaneutralität bis 2045 zu erreichen (Popovic & Reichard-Chahine, 2024). Hinzu kommt, dass 
Investitionen in Gebäudesanierungen zuletzt zurückgegangen sind (Goring & Klarhöfer, 2023). Die 
Steigerung der Gebäudeeffizienz ist daher ein mögliches Handlungsfeld der kommunalen 
Wärmeplanung (KWP), auch auf Grundlage der „soll“-Vorschrift, § 18 Abs. 5 WPG, nach der 
Teilgebiete mit erhöhtem Energieeinsparpotenzial im Wärmeplan dargestellt werden sollen. 
Annahmen zu Sanierungsraten sind auch im Hinblick auf die ökonomische Realisierbarkeit neuer 
Wärmenetze relevant für Wärmepläne.  

Allerdings ist die energetische Sanierung komplex und gehemmt durch technische, finanzielle und 
soziale Herausforderungen (Popovic & Reichard-Chahine, 2024). Hemmnisse für eine energetische 
Sanierung in den Städten Freiburg und Karlsruhe wurden im Forschungsprojekt NaWo-Collab des 
Karlsruher Institut für Technologie (KIT) und der Universität Freiburg untersucht (unveröffentlicht). 
Primäres Hindernis sind demnach die hohen Investitionskosten, deren Finanzierung für viele 
Gebäudeeigentümer:innen sehr herausfordernd ist (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Gerade weil 
der Wohnungsmarkt in Deutschland von (zum Teil älteren) privaten Eigentümer:innen dominiert 
wird, ist die Finanzierung einer Sanierung in vielen Fällen aufgrund der fehlenden finanziellen 
Ressourcen schwierig. Die Umlage der Kosten auf Mieter:innen ermöglicht eine kürzere 
Amortisationszeit, die damit verbundenen Mieterhöhungen stellen jedoch eine problematische 
Verteilungswirkung dar (NaWo-Collab, unveröffentlicht).  

Zu unterscheiden ist zwischen einzelnen Eigentümer:innen von Gebäuden (natürlichen Personen), 
Wohnungseigentümergemeinschaften (WEG) und juristischen Personen, die Gebäude besitzen. Der 
größte Anteil der Gebäude (57 % in 2022) gehört natürlichen Personen (Statistische Ämter des 
Bundes und der Länder, 2025). Im Jahr 2020 gab es in Deutschland zudem circa 1,8 Millionen WEGs 
mit rund 9 Millionen Eigentumswohnungen, die somit auch einen erheblichen Anteil ausmachen und 
zudem mit besonderen Herausforderungen bei Sanierungen konfrontiert sind (Haus & Grund, 2020). 
Heterogene Gebäudebestände (d.h. unterschiedliche Gebäudetypen und Nutzungsarten), erfordern 
maßgeschneiderte Sanierungsstrategien, was oft einen prohibitiven Aufwand an Zeit und Geld mit 
sich bringt. Vorhandene Zuschuss-Programme, die prinzipiell eine Kostenentlastung bewirken sollen, 
können durch sehr anspruchsvolle und (notwendigerweise) allgemeingültige Förderkriterien und 
hohe Standards die Sanierungskosten über das im Einzelfall nötige Maß erhöhen (NaWo-Collab, 
unveröffentlicht).  

Außerdem zeigte sich im NaWo-Collab-Projekt (unveröffentlicht) ein Mangel an qualifizierten 
Energieberater:innen. Besonders die Kosten für eine vertiefende, fortgesetzte Beratung und 
Betreuung der Umsetzung sind oft hoch. Viele Berater:innen sind zudem auf bestimmte Aspekte 
bzw. „low hanging fruits“ spezialisiert, was eine ganzheitliche Beratung für eine umfassende 
Sanierung erschwert. Einzelmaßnahmen können jedoch bauphysikalisch problematisch sein (bspw. 
Schimmelbildung bei alleinigem Fenstertausch). Gleichzeitig verhindert der Fachkräftemangel im 
Handwerk eine zeitnahe und bezahlbare Umsetzung von Sanierungsprojekten. Die teilweise 
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fehlenden handwerklichen Kapazitäten im Bereich Erneuerbare Energien und ökologische Sanierung 
führen dort, wo Fernwärme (noch) nicht verfügbar ist, oft zur Verstetigung von fossilen 
Heizungsinfrastrukturen. 

Eine weitere Herausforderung aus Sicht der Praxispartner:innen ist die fehlende Bereitschaft von 
Eigentümer:innen in energetische Sanierung zu investieren. (Kommunale) Wohnungsunternehmen 
akzeptieren demnach eher einen Sanierungsstau als eine Mieterhöhung zu veranlassen. Auch WEGs 
scheinen energetische Sanierungen aufgrund des hohen Aufwands und des Mangels an Personal in 
den Hausverwaltungen zu scheuen, sodass eine „Blockade“ entsteht (Interview Stadt BW-B; >100kE; 
für Ergänzungen siehe Kurzstudie „Aktivierung von Heizungsverantwortlichen“) Hinzu kommt die 
aufgeheizte öffentliche Diskussion in Verbindung mit der Verbreitung von Falschinformationen als 
erschwerende Bedingung (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Die dadurch erhöhte Skepsis und 
empfundene Überforderung in Bezug auf Heizungstausch und Wärmepumpen haben die 
Praxispartner:innen vor allem zur Zeit der Debatte um die Novellierung des Gebäudeenergiegesetzes 
(GEG) 2023 („Heizhammer“) beobachtet: 

 „Wir bieten so Erstberatungen an zur energetischen Sanierung […] und da kommen Aussagen 
wie, ‚also Wärmepumpe auf gar keinen Fall, auf gar keinen Fall machen wir Wärmepumpe 
 rein‘ und […] dann auch eher die Überlegung, dass man sich einen Flüssiggastank […] reinholt, 
[…] wo man wirklich merkt, da ist so eine Abneigung gegen Wärmepumpen und das […] hat 
auf jeden Fall was mit dem Heizhammer zu tun.“ (Interview Stadt BW-B; <100kE) 

Weitere Hindernisse aus Sicht der Praxispartner:innen stellen die fehlenden Zielvorgaben zu 
Sanierungsraten und der Mangel an passenden Monitoring-Mechanismen dar. Letzterer ist mit dem 
Problem der Zuschreibung einer einzelnen Maßnahme zur Veränderung der Sanierungsrate 
verbunden. In sehr vielen Kommunen fehlen offenbar die Kapazitäten (Personal, Finanzen) um 
kommunale Gebäude energetisch zu sanieren und auch um neue Förderungen, wie z.B. für 
Quartierskonzepte/ Sanierungsmanagement der KfW umzusetzen (NaWo-Collab, unveröffentlicht). 

Aus rechtlicher Sicht fehlt aktuell noch die Grundlage für eine umfassende Datenerhebung von 
Sanierungsstand, Gebäudetyp etc., die innovative Formen wie Sanierungssprints (Kooperation der 
Gewerke für eine Sanierung innerhalb von 20 Tagen) oder Serielle Sanierungen (mit Vorfertigung 
von Bauteilen) ermöglichen kann (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Die Selbstverpflichtung zu 
hersteller-, anbieter-, produkt- und vertriebsneutraler Beratung von Energieberater:innen (gemäß 
Richtlinie über die Förderung der Energieberatung für Wohngebäude) verbietet zudem die von 
Beratenen häufig gewünschten konkreten Empfehlungen. Grundsätzlich verhindern sich ändernde 
gesetzliche Vorgaben und Förderbedingungen eine Planungssicherheit im Bereich Sanierung (für 
Ergänzungen siehe Kurzstudie „Rechtliche Unverbindlichkeit, rechtsverbindliche Umsetzung und 
Weiterentwicklung der Rechtslage“). Oft erschweren auch widersprüchliche Regelungen die 
Umsetzung, wenn bspw. veraltete Bauordnungen, Denkmal- oder Brandschutz einer Sanierung 
entgegenstehen. Generell sind Sanierungsprojekte so oft mit einem hohen bürokratischen Aufwand 
verbunden, nicht nur im Bereich der Förderungen für private Eigentümer:innen (NaWo-Collab, 
unveröffentlicht). 

  

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-2_Aktivierung-von-Heizungsverantwortlichen.pdf
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Energie-Versorgung-und-Netze/Energetische-Stadtsanierung-(432)/?redirect=791872
https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-1_Rechtliche-Unverbindlichkeit.pdf
https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-1_Rechtliche-Unverbindlichkeit.pdf
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II. Rechtlicher Überblick 

1. Koalitionsvertrag 
Im aktuellen Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD wird Energieeffizienz als zentrale Säule zur 
Erreichung der Klimaziele definiert. Demnach soll die Energieeffizienz insbesondere durch 
steuerliche Anreize und gezielte Marktsignale gestärkt werden. Die Koalitionspartner wollen das 
Energieeffizienzgesetz sowie das Energiedienstleistungsgesetz novellieren und vereinfachen, wobei 
beide Rechtsakte künftig stärker an das EU-Recht angelehnt werden sollen. Ein weiterer Leitgedanke 
ist, dass die festgesetzten Energieeffizienzziele die Flexibilität des Stromverbrauchs nicht 
einschränken dürfen. Schließlich wird betont, dass technisch unvermeidbare Abwärme 
diskriminierungsfrei genutzt und deren Einspeisung in Fernwärmenetze erleichtert werden soll 
(Koalitionsvertrag, Rn. 1127-1133). 

2. Gebäuderichtlinie 
Die Gebäuderichtlinie der EU (RL (EU) 2024/1275 vom 24. April 2024, im Folgenden „EPBD“) über 
die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden muss bis Ende Mai 2026 in nationales Recht umgesetzt 
werden. Bereits zum 1. Januar 2025 war das Verbot der Förderung ausschließlich mit fossilen 
Brennstoffen betriebener Heizkessel umzusetzen. 

Die wichtigsten inhaltlichen Vorgaben, zusammengefasst vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR), lauten unter anderem wie folgt: 

• Renovierung des Gebäudebestands (Pflichten und Grenzwerte) – Art. 9 Abs. 2 EPBD legt 
Grenzwerte für den durchschnittlichen Primärenergieverbrauch des gesamten 
Wohngebäudebestands fest. Dabei ist die schrittweise Sanierung zu sichern; die Grenzwerte 
für den durchschnittlichen Primärenergieverbrauch werden sukzessive verschärft 
(Reduktionsschritte). Für einzelne Wohngebäude besteht keine individuelle 
Sanierungspflicht; die Mitgliedstaaten müssen jedoch Sanierungspflichten bezogen auf den 
gesamten Gebäudebestand nachweisen (BBSR, o.J., S. 1). 

• Beseitigung nicht-wirtschaftlicher Hindernisse – Art. 17 EPBD sieht vor, dass Hindernisse wie 
Einstimmigkeitsanforderungen bei Wohnungseigentümergemeinschaften aufgehoben 
werden. Gleichzeitig sollen sowohl Eigentümer:innen als auch Mietende finanziell von den 
Sanierungsmaßnahmen profitieren (Art. 17 EPBD). Dieser Ansatz eröffnet die Diskussion um 
Teil-Warmmieten-Modelle (s. unten). 

• One-Stop-Shops – Nach Art. 18 EPBD sind zentrale Anlaufstellen für die energetische 
Sanierung einzurichten, die als „One-Stop-Shops“ bezeichnet werden können. 

• Nullemissionsgebäude als Neubaustandard ab 2030 – Ab dem Jahr 2030 sollen Neubauten 
den Standard von Null-Emissions-Gebäuden erfüllen. 

3. Anforderungen aus dem GEG 
Die §§ 10–51 GEG regeln die energetischen Pflichten für neu zu errichtende sowie für bereits 
bestehende Gebäude. 

• Neu- und Neubauflächen (§ 10 GEG) – Neubauten müssen als Niedrigstenergiegebäude 
errichtet werden; die Definition dieses Begriffs findet sich in § 10 Abs. 2 GEG. 

• Gesamt- und Jahres-Primärenergiebedarf (§§ 15 ff. GEG) – Für neue Bauwerke sind konkrete 
Vorgaben zum Gesamtenergiebedarf bzw. zum Jahres-Primärenergiebedarf zu beachten. In 
den §§ 15 ff. GEG finden sich Vorgaben zum Gesamtenergiebedarf bzw. zum Jahres-

https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf
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Primärenergiebedarf für neue Gebäude, inklusive der Berechnungsmethode – wichtig 
hierfür sind unter anderem die Primärenergiefaktoren der genutzten Energiequelle. 
Wohngebäude und Nichtwohngebäude werden unterschiedlich beurteilt. 

• Bestandsgebäude (§§ 46 ff. GEG) – Bei bestehenden Bauwerken ist primär die Erhaltung der 
bereits vorhandenen energetischen Qualität sicherzustellen; eine Verschlechterung ist nicht 
zulässig. Nur bei besonders niedrigen energetischen Standards besteht eine Nachrüstpflicht, 
etwa zur Erfüllung des Mindestwärmeschutzes nach DIN-Norm (vgl. § 47 GEG). 

• Änderungen an bestehenden Gebäuden (§ 48 GEG) – Maßnahmen, die bauliche 
Änderungen nach sich ziehen, müssen so ausgeführt werden, dass die betroffenen Flächen 
des Außenbauteils die in Anlage 7 festgelegten Wärmedurchgangskoeffizienten nicht 
überschreiten.  

Hinsichtlich möglicher Weiterentwicklungen des Rechtsrahmens wurde diskutiert, bei 
grundlegenden Umbauten das Bestandsgebäude nach den Vorgaben für Neubauten (z.B. 
§ 10 ff. GEG) zu behandeln. Außerdem wurde vorgeschlagen, Effizienzstandards in 
Bebauungspläne (§ 9 BauGB) aufnehmen zu können; dann würden die entsprechenden 
Anforderungen automatisch gelten, sobald eine genehmigungsbedürftige Änderung geplant 
ist und die Kommune die Effizienzstandards im B-Plan verankert hat. 

4. WPG 
Im Wärmeplanungsgesetz (WPG) finden sich mehrere Normen, die unmittelbar die Energieeffizienz 
betreffen. Das WPG richtet seinen Fokus primär auf die Wärmeinfrastruktur, wobei die dezentrale 
Versorgung als Standard gilt und auf den Ausbau der Netzinfrastruktur gesetzt wird. Die für die 
Energieeffizienz zentralste Norm ist der § 18 Abs. 5 WPG.  

• § 1 Satz 1 WPG formuliert die übergeordneten Ziele des Gesetzes, unter anderem 
Endenergieeinsparungen zu ermöglichen. 

• § 15 Abs. 1 WPG verpflichtet die planungsverantwortliche Stelle, im Rahmen der 
Bestandsanalyse den Wärmebedarfe oder -verbräuche zu ermitteln. 

• § 16 Abs. 2 WPG sieht vor, dass die Potenziale zur Energieeinsparung durch 
Wärmebedarfsreduktion im Rahmen einer Potenzialanalyse abgeschätzt werden, dazu auch 
Anlage 2, Teil II WPG. Dabei wird unter anderem die vor Ort zu erwartende – wenngleich 
unvorhersehbare (s.o.) – Sanierungsquote bei den Bestandsgebäuden ermittelt, damit die 
langfristig benötigten Wärmemengen besser abgeschätzt werden können (Charles, 2024, 
Rn. 13).  

• § 18 Abs. 5 WPG fordert, dass die planungsverantwortliche Stelle beplante Teilgebiete mit 
erhöhtem Energieeinsparpotenzial im Wärmeplan darstellen soll. Das ist eine Ergänzung zu 
der Gebietsausweisung nach § 18 Abs. 1 WPG, die sich nicht danach richtet, welches 
Effizienzniveau die Gebäude in dem fraglichen Gebiet haben. § 18 Abs. 5 WPG enthält 
zugleich bereits eine vorgeschlagene Umsetzungsstrategie: die Sanierungssatzung nach §§ 
136 ff. BauGB (dazu noch s. unten).  

• § 21 Nr. 1 WPG legt fest, dass ein Wärmeplan für ein Gemeindegebiet mit mehr als 45 000 
Einwohner:innen dem Grundsatz „Energieeffizienz an erster Stelle“ entsprechen muss 
(angelehnt an die Richtlinie (EU) 2023/1791). 
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5. Bauleitplanung 
§ 9 BauGB enthält eine abschließende Liste an möglichen Festsetzungen, die in einem 
Bebauungsplan getroffen werden können. Praxispartner:innen bemängeln, dass Energieeffizienz in 
dieser Aufzählung nicht enthalten ist (Interview Stadt BW-C; >100kE). Als möglichen Vorteil der 
Integration von Energieeffizienzvorgaben durch den Bundesgesetzgeber sehen sie, dass Städte 
selbst über die Energieeffizienzstandards eines Neubaugebiets entscheiden können. Dagegen 
spricht, dass das Bauen bereits heute kostspielig ist und viele Bauherr:innen die höheren 
Energieeffizienzstandards nicht ohne Weiteres finanzieren können. In einem solchen Fall sind 
gezielte Förderprogramme nötig, wie bspw. die Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG), die 
relevante Unterstützung bereitstellt. 

6. Sanierungsgebiete (BauGB) 
Die §§ 136 ff. BauGB regeln die förmliche Festlegung von Sanierungsgebieten. Im Rahmen dieser 
Vorschrift kann eine Gemeinde ein Gebiet als Sanierungsgebiet deklarieren, wenn ein öffentliches 
Interesse an einer städtebaulichen Sanierung besteht und die Maßnahme der Behebung eines 
städtebaulichen Missstandes dient, § 136 Abs. 1-3 BauGB.  

Ein Sanierungsgebiet kann gemäß § 18 Abs. 5 WPG für die Umsetzung der KWP herangezogen 
werden (vgl. Balling, 2023, S. 90). Das öffentliche Interesse wird in der Regel verneint, wenn 
einfachere Instrumente zur Verfügung stehen; es kann jedoch bejaht werden, wenn die 
Wärmeplanung konkret die Kombination aus energetischer Sanierung und dem Einsatz einer 
bestimmten Wärmeversorgungsinfrastruktur vorsieht (ebd.). § 18 Abs. 5 WPG verdeutlicht die 
ohnehin bestehende Möglichkeit zur Durchführung städtebaulicher Sanierungsmaßnahmen nach §§ 
136 ff. BauGB. Nach § 18 Abs. 5 S. 1 WPG soll die planungsverantwortliche Stelle Teilgebiete mit 
erhöhtem Energieeinsparpotenzial darstellen. § 18 Abs. 5 S. 2 WPG regelt, wie diese Darstellung im 
Wärmeplan erfolgen kann. Nach § 18 Abs. 5 S. 2 Nr. 1 WPG können Teilgebiete als Gebiete 
ausgewiesen werden, "die geeignet erscheinen", "zukünftig" in einer "gesonderten" städtebaulichen 
Entscheidung als Sanierungsgebiet festgelegt zu werden. 

Weist eine Stadt ein Sanierungsgebiet aus, können die Eigentümer:innen der Gebäude im 
betroffenen Gebiet von steuerlichen Vorteilen nach dem Einkommenssteuergesetz (EStG) 
profitieren. Nach § 7h EStG können steuerpflichtige Personen, wenn sie eine in § 177 BauGB 
definierte Sanierungsmaßnahme durchführen, die damit verbundenen Kosten von der Steuer 
absetzen. Darüber hinaus ermöglicht § 10f EStG die Behandlung entsprechender Aufwendungen als 
Sonderausgaben, während § 11a EStG die Verteilung der Aufwendungen auf zwei bis fünf Jahre 
zulässt. Damit erhalten die förderfähigen Maßnahmen eine steuerliche Begünstigung, die 
insbesondere die Finanzierung von energetischen Sanierungsmaßnahmen unterstützen kann. 

7. Denkmalschutz 
Der Denkmalschutz ist in den jeweiligen Landesgesetzen verankert. Ein Grundsatz im Denkmal-
schutzrecht lautet, dass Eingriffe in ein Denkmal „auf das Nötigste“ zu begrenzen sind (Mast, 2022, 
Rn. 268). Eingriffe dürfen jedoch im Rahmen eines pflichtgemäßen Ermessens durch die Behörde 
einer Abwägung unterzogen werden; der Denkmalschutz genießt demnach keinen absoluten 
Vorrang, sondern muss stets gegen andere öffentliche und private Interessen abgewogen werden. 

Das Denkmalschutzrecht wird in Bezug auf energetische Sanierungsmaßnahmen dann relevant, 
wenn hierfür eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung erforderlich ist. Diese setzt bereits auf 
Tatbestandsebene (und nicht erst im Rahmen der Ermessensausübung) eine nachvollziehende 
Abwägung voraus (Bsp.: § 9 Abs. 3 DSchG NRW; § 18 Abs. 3 HDSchG; § 15 Abs. 3 DSchG BW). Hier 
wirkt die gesetzgeberische Wertung des § 1 Abs. 3 GEG, wonach Effizienzmaßnahmen in Gebäuden 
im überragenden öffentlichen Interesse liegen und als vorrangige Belange in die jeweils 

https://www.bafa.de/DE/Energie/Effiziente_Gebaeude/effiziente_gebaeude_node.html
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durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht werden sollen. Teilweise enthalten die 
Denkmalschutzgesetze der Länder auch Sonderregelungen. 

Nach § 1 Abs. 3 GEG liegen Effizienzmaßnahmen in Gebäuden im überragenden öffentlichen 
Interesse und sollen als vorrangige Belange in die jeweils durchzuführenden 
Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. In der Rechtsprechung finden sich unterschiedliche 
Gewichtungen des Denkmalschutzes gegenüber Maßnahmen der energetischen Sanierung. Hier 
einige Beispiele – dabei ist zu beachten, dass die Entscheidungen vor der Einführung der 
gesetzgeberischen Wertung in § 1 Abs. 3 GEG am 01.01.2024 getroffen wurden. 

• Das Sächsische Oberverwaltungsgericht (SächsOVG) hat in seinem Beschluss 
vom 4. Januar 2016 den Vorrang des Denkmalschutzes gegenüber der Aufbringung einer 
Außendämmung an einem denkmalgeschützten Gebäude festgestellt.1 

• Das Verwaltungsgericht Arnsberg urteilte am 30. August 2010, dass im Rahmen einer 
Außendämmung der Denkmalschutz schwerer wiegt als das wirtschaftliche Interesse des 
Eigentümers an einer rentablen Nutzung sowie das allgemeine Interesse am Klimaschutz.2 

• Das Verwaltungsgericht München kam in seinem Urteil vom 02. März 2015 zu einer anderen 
Bewertung: Beim Fenstertausch an einem denkmalgeschützten Bauwerk überwogen das 
Klimaschutzinteresse und das Eigentumsrecht des Bauherrn gegenüber den 
denkmalschutzrechtlichen Bedenken.3 

• Auch das Verwaltungsgericht Freiburg stellte in seiner Entscheidung vom 17. Juni 2021 fest, 
dass die denkmalschutzrechtliche Genehmigung für Umbau- und Sanierungsmaßnahmen an 
einem historischen Anbau zu erteilen ist.4 

• Das Urteil des OVG Berlin-Brandenburg vom 27.07.2023 hingegen kommt vor dem 
Hintergrund des überragenden öffentlichen Interesses an der Errichtung oder Veränderung 
von Anlagen zur Erzeugung oder Nutzung erneuerbarer Energien gemäß § 9 Abs. 2 
BbgDSchG zu dem Ergebnis, dass eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung für den Bau 
einer Windkraftanlage zu erteilen ist.5 

Diese Entscheidungen verdeutlichen, dass keine starre Hierarchie zwischen Denkmalschutz und 
energetischer Sanierung existiert. Vielmehr genießen der Ausbau erneuerbarer Energien und die 
Durchführung von Effizienzmaßnahmen gemäß § 1 Abs. 3 GEG (und nach den 
Denkmalschutzgesetzen der Länder) grundsätzlichen Vorrang, in bestimmten Fällen kann jedoch 
auch das Denkmalschutzinteresse überwiegen. Es muss daher in jedem Einzelfall eine umfassende 
Abwägung der jeweiligen Belange – Denkmalpflege, Eigentumsrechte, Wirtschaftlichkeit und 
Klimaschutz – vorgenommen werden. 

8. Abwälzungsmöglichkeiten bei 

Modernisierungsmaßnahmen nach BGB 
Im Folgenden werden die wesentlichen mietrechtlichen Normen und deren praktische Bedeutung 
für energetische Sanierungen zusammengefasst. 

 
1[SächsOVG, Beschl. v. 4.1.2016 - 1 A 95/15.  
2[VG Arnsberg, Urt. v. 30.8.2010 - 14 K 1931/09. 
3VG München, Urt. v. 2.3.2015 - M 8 K 13.3401. 
4VG Freiburg, Urt. V. 17.6.2021 - 4 K 751/20. 
5OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 27.7.2023 - OVG 3a A 52/23. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=OVGBAUTZEN&d=2016-01-04
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=VGARNSBERG&d=2010-08-30
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=VGMUENCHEN&d=2015-03-02
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Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen (§ 555a–§ 555f BGB) 

§ 535 
Abs. 1 
Satz 2 BGB 

§ 535 Abs. 1 Satz 2 BGB verpflichtet den bzw. die Vermieter:in, die Mietsache dem 
bzw. der Mieter:in in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu 
überlassen und diesen Zustand während der Mietzeit zu erhalten. Die Erhaltungs-
pflicht umfasst ausschließlich die Aufrechterhaltung des Status quo, nicht jedoch 
Verbesserungen. Folglich sind energetische Sanierungen im Regelfall nicht für 
Vermietende verpflichtend (vergleiche auch die Anforderungen aus dem GEG, s. 
oben). 

§ 555a BGB Regelt Erhaltungsmaßnahmen; energetische Sanierungen zählen nicht dazu. 

§ 555b BGB 
Definiert den Begriff Modernisierungsmaßnahmen, wobei energetische 
Modernisierungen gemäß § 555b Nr. 1 bauliche Veränderungen sind, durch die in 
Bezug auf die Mietsache Endenergie nachhaltig eingespart wird.  

§ 555c BGB 
Bestimmt die Ankündigungspflicht von Vermietenden (spätestens drei Monate vor 
Beginn) sowie die Mitteilung über die zu erwartende Mieterhöhung (§ § 559, 559c) 
und die voraussichtlichen künftigen Betriebskosten. 

§ 555d BGB 
Legt die Duldungspflicht von Mietenden für Modernisierungsmaßnahmen fest; ein 
Härteeinwand ist nach Absatz 2 möglich, betrifft jedoch nicht die zu erwartende 
Mieterhöhung oder die künftigen Betriebskosten (§ 555d Abs. 2 S. 2 BGB). 

§ 555e BGB 
Gewährt dem bzw. der Mieter:in ein Sonderkündigungsrecht im Falle von 
Modernisierungen. 

§ 555f BGB 
Erlaubt den Abschluss eines gesonderten Vertrags über die Durchführung der 
Modernisierungsmaßnahmen; im Mietvertrag dürfen keine Regelungen getroffen 
werden, die vom gesetzlichen Mieter:innenschutz abweichen. 

  

Betriebskosten und Kosten der Wärmelieferung 

§ 556 BGB 
Erlaubt vertragliche Vereinbarungen über die Zahlung von Betriebskosten 
(Pauschale oder Vorauszahlung); die Betriebskostenverordnung ist zu beachten. 

§ 556a BGB 
Regelt die Abrechnung der Betriebskosten und deren Umlage auf den bzw. die 
Mieter:in. 

§ 556c BGB 

Stellt die Kosten der Wärmelieferung als Betriebskosten an; die Umstellung auf 
Wärmelieferung erfordert einen Nachweis der Kostenneutralität (§ 556c Abs. 1 
Nr. 2 BGB).Regelt die wesentlichen Voraussetzungen für eine Umlage von Kosten 
einer neuen, gewerblichen Wärmelieferung (Contracting) als Betriebskosten, u.a. 
das Gebot der Kostenneutralität (§ 556c Abs. 1 Nr. 2 BGB, §§ 8-10 WärmeLV). 
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Mietpreisbremse und Ausnahmen bei Modernisierung 
§ 556d Abs. 
1 BGB 

Die Miete darf in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt die ortsübliche 
Vergleichsmiete grundsätzlich nicht um mehr als zehn Prozent überschreiten. 

§§ 556e, 
556f BGB 

Diese Beschränkung entfällt, wenn der bzw. die Vermieter:in in den letzten drei 
Jahren vor Beginn des Mietverhältnisses Modernisierungsmaßnahmen 
durchgeführt hat (§ 556e) oder wenn eine Erstvermietung nach Modernisierung 
erfolgt (§ 556f). 

  

Mieterhöhung nach Modernisierung 

§ 559 BGB 

Der bzw. die Vermieter:in kann die Jahresmiete nach Modernisierungs-
maßnahmen gemäß § 555b Nr. 1, 3, 4, 5 oder 6 um acht Prozent der auf die 
Wohnung entfallenden Kosten erhöhen (unbegrenzt). Theoretisch kann die 
Aufstockung innerhalb von 12,5 Jahren 100 % der Kosten decken. Eine Deckelung 
nach § 559 Abs. 3a limitiert die monatliche Mieterhöhung auf 0,50 €, 2 € bzw. 3 € 
je Quadratmeter Wohnfläche, je nach Art der Modernisierung und vorherigem 
Mietzins. Eine Härteklausel (§ 550 Abs. 4) kann Mieterhöhungen ausschließen. 

§ 559a BGB 
Die Mieterhöhung wird in der Höhe ausgeschlossen, wie die Modernisierung 
durch Drittmittel finanziert wurde. 

§ 559e BGB 
Bei Einbau oder Aufstellung einer Heizungsanlage können Vermietende die 
Jahresmiete um zehn Prozent erhöhen, sofern bestimmte Voraussetzungen (z.B. 
Nutzung von Drittmitteln) erfüllt sind. 

  

Bewertung der Modernisierungsumlage 
Die Umlage von Modernisierungskosten auf die Miete schafft den Anreiz für Vermieter:innen, 
energetische Sanierungen durchzuführen; ohne diese Möglichkeit würden Vermieter:innen die 
Kosten aus der Kaltmiete refinanzieren und dadurch häufig auf Modernisierungen verzichten (NaWo-
Collab, unveröffentlicht). Die erhöhten Mieten werden häufig bereits vor vollständiger Amortisation 
der Modernisierung von der ortsüblichen Vergleichsmiete übertroffen (vgl. Thomalla, 2023, S. 109), 
wodurch die Mieterhöhung teilweise ohne die formale Umlage stattfindet (NaWo-Collab, 
unveröffentlicht). Gleichzeitig kann eine „doppelte Förderung“ der Vermietenden durch die 
öffentlichen Förderprogramme in Kombination mit der Umlage (und der durch den angespannten 
Wohnungsmarkt möglichen Mieterhöhung auch nach vollständiger Amortisation) beobachtet 
werden, was zu einer übermäßigen Belastung der Mietenden führen kann (ebd.). Der Wegfall der 
Modernisierungsumlage würde Mieterhöhungen und damit Belastungen für die Mietenden 
reduzieren, könnte jedoch die Durchführung notwendiger Klimaschutz- und 
Energieeffizienzmaßnahmen behindern. 

Alternative Ansätze 
Folgende alternative Ansätze werden in der Literatur diskutiert:  

• Verpflichtungen & Förderungen – Es existieren bereits Förderinstrumente (z.B. die 
Bundesförderung für effiziente Gebäude – BEG), diese allein lösen jedoch nicht die Frage 
einer gerechten Lastenverteilung. Vermieter:innen profitieren von den Mieterträgen und 
sollten daher zumindest anteilig für energetische Verbesserungen aufkommen, weshalb 
auch über verpflichtende Lösungsansätze nachzudenken ist. Subjektive Rechte, 
insbesondere das Eigentumsrecht (Art. 14 GG), aus dem ein Recht auf Bestandsschutz 

https://www.bafa.de/DE/Energie/-Effiziente_Gebaeude/effiziente_gebaeude_node.html
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abgeleitet werden kann, könnten Sanierungspflichten (z.B. bei Eigentümer:innenwechsel) 
entgegenstehen (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Aktuell gibt es hierzu keine konkreteren 
Überlegungen oder Ansätze, die über die Vorgaben des GEG hinausgehen. Stattdessen wird 
auf Freiwilligkeit gesetzt.  

• Warmmietenmodell – Im schwedischen Warmmietenmodell sind Raumwärme und 
Warmwasser bereits im Mietpreis enthalten; sinkt der Verbrauch, profitieren 
Vermieter:innen (Thomalla, 2023, S. 109). Dieses Modell beseitigt das klassische 
Vermietende vs. Mietende-Dilemma, erzeugt jedoch keinen Anreiz zum Energiesparen für 
die Mieter:innen. 

• Teil-Warmmietenmodell – Eine Mischform, bei der ein fixer Grundheizkostenanteil mit 
einem variablen, verbrauchsabhängigen Anteil im Mietvertrag kombiniert wird. Dieses 
Modell soll beide Anreize (Vermieter:innen-Investition, Mieter:innen-Energieeinsparung) 
schaffen. Art. 9b der EU-Energieeffizienzrichtlinie (EED) verlangt individuelle Verbrauchs-
erfassung und -abrechnung; daher kann ein solches Modell rechtlich in Deutschland 
implementiert werden, setzt jedoch eine Änderung bestehender Mietverträge voraus 
(Thomalla, 2023, S. 111). 

• Weitere Ansätze betreffen etwa eine kostenabhängige Umlage, eine einsparabhängige 
Umlage und eine bewertungsbasierte Umlage (Henger et al., 2021). 

9. Förderrecht 

KfW-Programm 432 
Das KfW-Programm 432 („Energetische Stadtsanierung“) wurde jüngst neu aufgelegt. Es sieht eine 
besonders hohe finanzielle Unterstützung vor – zwischen 75 % und 90 % der förderfähigen Ausgaben 
für die Erstellung integrierter Quartierskonzepte sowie für ein Sanierungsmanagement. Gefördert 
werden sowohl Sachausgaben als auch Personalausgaben von Kommunen, die im Rahmen solcher 
Konzepte anfallen. 

EEW – Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft 
Die vom BAFA administrierte Zuschussvariante der Bundesförderung für Energie- und 
Ressourceneffizienz in der Wirtschaft (EEW) richtet sich ausschließlich an Unternehmen und eröffnet 
ihnen Vorteile im Bereich der Energie- und Ressourceneffizienz. 

BEG-EM (Bundesförderung für effiziente Gebäude – Einzelmaßnahmen) 
Die BEG-EM ist das zentrale Förderinstrument für die Durchführung energetischer 
Einzelmaßnahmen an Gebäuden. Sie ermöglicht Zuschüsse bzw. zinsgünstige Kredite für 
Maßnahmen, die den Anforderungen der jeweiligen Förderbedingungen entsprechen. 

  

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Energie-Versorgung-und-Netze/Energetische-Stadtsanierung-(432)/?redirect=791872
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Energieeffizienz_und_Prozesswaerme/energieeffizienz_und_prozesswaerme_node.html
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Energieeffizienz_und_Prozesswaerme/energieeffizienz_und_prozesswaerme_node.html
https://www.bafa.de/DE/Energie/-Effiziente_Gebaeude/effiziente_gebaeude_node.html
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III. Lösungsansätze 
Die folgenden Lösungsansätze und Handlungsoptionen wurden auf Grundlage von Interviews, 
Literatur sowie Ergebnissen aus den Befragungen unserer Praxispartner: innen zusammengestellt. 

1. Finanzierung und regulative Anreize 
Um die Sanierungsrate zu erhöhen, kommen – abhängig von der städtischen Haushaltslage –  
kommunale Förderprogramme für Sanierungen (zusätzlich zu Landes- und Bundesfördermitteln) in 
Betracht (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Die Stadt Konstanz bietet Förderprogramme für private 
Gebäudeeigentümer:innen an, unter anderem um einen Anreiz für die Dämmung von 
Gebäudehüllen zu schaffen. Auch die Stadt Freiburg ergänzt die Landes- und Bundesförderungen 
durch einen kommunalen Zuschuss im Programm „Klimafreundlich Wohnen“. Unsere 
Praxispartner:innen fordern jedoch aufgrund der begrenzten Mittel und Möglichkeiten weitere 
Fördermittel und Vorgaben von Bund und Land (Interview Stadt BW-C; <100kE).  

Grundsätzlich kann die Förderung energetischer Sanierungen mit Vorgaben zur Energieeffizienz und 

mit der Wärmeplanung verzahnt werden. Es gibt bereits die Vorschrift in § 18 Abs. 5 WPG, wonach 

die planungsverantwortliche Stelle beplante Teilgebiete mit erhöhtem Energieeinsparpotenzial im 

Wärmeplan darstellen soll. Aus Sicht unserer Praxispartner:innen müssen sich an diese Darstellung 

konkrete nächste Handlungsschritte anschließen, wie bspw. eine höhere Förderung für diese 

Gebiete (Rechtsexpert:in C in Online-Befragung). Eine weitere Option zur Schaffung finanzieller 

Sanierungsanreize ist die Ausweisung von Sanierungsgebieten, die es Hauseigentümer:innen 

ermöglicht, ihre Kosten für energetische Sanierung nach § 7h, 10f, 11a EStG steuerlich abzusetzen 

(Interview Stadt BW-C; >100kE; Stadt Mannheim, o.J.). Die Stadt Freiburg weist regelmäßig 

Sanierungsgebiete aus, nach Weingarten neuerdings auch im Stadtteil Haslach, mit dem Fokus auf 

energetische Sanierung (Interview Freiburg, Stadt Freiburg, o. J. b). 

Besonders erfolgsversprechend seien Förderinstrumente für eine sozialverträgliche 

Kostenverteilung um Barrieren abzubauen (Cludius et al. 2024) und die Mietbelastung bspw. durch 

sozial gestaffelte Förderungen zu reduzieren (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Sanierungsgebiete 

mit den verbundenen Steuervergünstigungen oder ein Nachlass bei der Grunderwerbssteuer stellen 

Instrumente dar, die im Gegensatz zur Modernisierungsumlage weniger direkte Verteilungswirkung 

haben (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Jedoch sind auch sie eine Form der „Gießkannen-Förderung“ 

und daher nicht automatisch gerecht. Ein weiteres Finanzierungsmodell stellt der „Renovation on 

the Bill-Ansatz“ dar, der die Finanzierung des Bankkredits über die Energiekosteneinsparung in den 

Folgejahren vorsieht (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Hier fehlt es bisher an erfolgreichen 

Beispielen (European Commission et al., 2025). 

Einen weiteren Ansatz stellt das „Fair-Miet-Modell“ dar, das vom Projekt „Innovative Wärmeservice-

Modelle“ (InWaMod) entwickelt wurde (BEWEGT, 2025). Dieses Teilwarmmietmodell hat das Ziel, 

einen starken Anstieg von Mietkosten durch energetische Sanierungen zu vermeiden und 

gleichzeitig die Sanierungsraten zu erhöhen. Dabei zahlt der bzw. die Mieter:in nach einer Sanierung 

genauso viele Grundheizkosten an seine:n Vermieter:in wie vor der Sanierung. Die Differenz, die 

durch die Sanierung eingespart wird, verbleibt bei dem bzw. der Vermieter:in. Dafür entfällt die 

Möglichkeit einer Modernisierungsumlage auf die Kaltmiete (siehe auch oben im Abschnitt 

Abwälzungsmöglichkeiten und Lioba, 2023). 

  

https://www.freiburg.de/pb/232441.html
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2. Information, Kommunikation & Beratung 
Viele der von unseren Praxispartner:innen vorgeschlagenen Lösungsansätze beschäftigen sich mit 
dem Bereich Kommunikation und Information, die auch in der Literatur als essenziell für die 
Akzeptanz beschrieben werden (für Ergänzungen siehe Kurzstudie „Kommunikation und 
Akzeptanz“). Hildebrann & Renn (2019) betonen die Wichtigkeit von Vertrauensaufbau und 
Mitgestaltungsmöglichkeiten für die Bürger:innen, um freiwillige Investitionen in die energetische 
Sanierung zu fördern. Grundsätzlich gilt es, die Wichtigkeit energetischer Sanierung zu vermitteln - 
ergänzend zur Schaffung von Wärmenetzen, da diese nicht alle Wohnsiedlungen abdecken können. 
Außerdem ist es wichtig, das in der „Heizhammer-Debatte“ verlorene Vertrauen wiederzugewinnen 
und eine „grundsätzliche Offenheit […] zum energetischen Sanieren“ (Interview Stadt BW-B; <100kE) 
zurückzuerlangen. Dafür müssen insbesondere die Städte als lokale Akteure, die grundsätzliches 
Vertrauen genießen, Falschinformationen zu Pflichten des GEG ausräumen. Es kann zudem sinnvoll 
sein, das Thema Sanierung von der polarisierten Debatte rund um Klimaschutz zu trennen, um eine 

Emotionalisierung zu verhindern (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Cludius et al. (2024) heben die 
Wichtigkeit einer „überzeugenden Kommunikationspolitik“ (S. 58) insbesondere bei 
ordnungsrechtlichen Vorgaben für Privateigentümer:innen, wie z.B. im GEG, hervor.  

Auch könnten die Argumente für eine energetische Sanierung an die Zielgruppe angepasst werden: 
Neben dem Argument der Dekarbonisierung und des Klimaschutzes könne auch mit Themen wie 
Nutzungsperspektive sowie Wohnkomfort argumentiert werden kann (NaWo-Collab, 
unveröffentlicht). Die Argumentation über Werterhalt und -steigerung als langfristige ökonomische 
Vorteile könne nicht nur gegenüber Eigentümer:innen erfolgversprechend sein, sondern auch 
gegenüber dem Gemeinderat, um diesen zur Finanzierung der energetischen Sanierung von 
kommunalen Liegenschaften zu motivieren (Interview Stadt BW-B; <100kE). Sensibilisierung und 
Aufklärung werden vielerorts bereits durch Energieagenturen und Energieberater:innen betrieben. 
Die Stadt Freiburg bietet beispielsweise als aufsuchende Beratungs-Maßnahme ihres 
„Klimaschutzkonzept 2019“ in Kooperation mit dem Verein fesa e.V. die sogenannte 
„Energiekarawane“ an, bei der innerhalb eines Aktionszeitraums in ausgewählten Stadtteilen 
kostenlose Energieberatungen bei den Eigentümer:innen vor Ort angeboten werden (Stadt Freiburg 
o.J.-a).  

Die vielzähligen Beratungsangebote konnten bislang aber noch nicht zu signifikant gesteigerten 
Sanierungsraten führen (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Hier kann eine Bündelung der 
bestehenden Kampagnen und Angebote, bspw. in Form eines One-Stop-Shops als zentrale 
Anlaufstelle für Information zu Förderungen und Vermittlung zu Energieberatungen, nützlich sein. 
Die Energieagentur Regio Freiburg plant, einen One-Stop-Shop (Interview Energieagentur Regio 
Freiburg). Ziel sei es, Bürger:innen über den gesamten Sanierungsprozess (von Erstkontakt und Vor-
Ort-Termin bis zur Baubegleitung und Auswertung) proaktiv zu begleiten, inklusive der 
Zusammenarbeit mit und Einbindung von anderen Akteuren, wie Energieberater:innen, 
Planer:innen, Verbraucherzentralen oder Banken. Als „Walk-In“-Angebot soll der One-Stop-Shop ein 
physischer Anlaufpunkt sein, bei dem Interessierte (zu bestimmten Zeiten) unverbindlich und ohne 
Termin vorbeischauen können (ebd.). 

Ein weiteres Projekt der Energieagentur Regio Freiburg zusammen mit der Stadt Freiburg sind die 
„Mustersanierungen in Freiburg“. In einer Online-Galerie werden erfolgreich durchgeführte 
energetische Sanierungen in Freiburg und der Region gesammelt. Interessierte können dort neben 
Informationen zu den durchgeführten Maßnahmen auch Fotos des konkreten Sanierungsobjekts 
sehen sowie den Endenergiebedarf von vor und nach der Sanierung vergleichen (Stadt Freiburg, o. 
J. c). Auch ein öffentlich betriebenes Online-Tool zur Information und ersten Einschätzung von 
Sanierungsprojekten kann hilfreich sein, um Interessierte beim Einstieg in das Thema zu unterstützen 
– und gleichzeitig zur Datenerhebung oder Planung von seriellen Sanierungsprojekten dienen 
(NaWo-Collab, unveröffentlicht; für weitere Strategien siehe Kurzstudie „Aktivierung von 

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-7_Kommunikation-Akzeptanz.pdf
https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-7_Kommunikation-Akzeptanz.pdf
https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-2_Aktivierung-von-Heizungsverantwortlichen.pdf
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Heizungsverantwortlichen“). Außerdem wird von Praxispartner:innen empfohlen, relevante 
Veranstaltungen zur energetischen Sanierung aktiv bei Wohnungsbaugesellschaften und 
Hausverwaltungen (WEG-Verwaltungen) zu bewerben, um den dort vorhandenen Sanierungsstau zu 
adressieren (Interviews Stadt BW-B; >100kE, Stadt BW-D; <100kE; NaWo-Collab, unveröffentlicht). 
Eine:r unserer Praxispartner:innen hat außerdem gute Erfahrungen gemacht mit einem Workshop 
speziell für im Sanierungsbereich tätige Bauträger (Interview Energieagentur BW-A). 

3. Vernetzung 
Ein Austausch zwischen Eigentümer:innen, die saniert haben und positive Erfahrungen teilen 
können, und jenen, die vor einer Entscheidung stehen, findet kaum statt, wäre jedoch wertvoll. Ein 
mögliches Format kann hier ein „Tag der offenen Baustelle“ auf Quartiersebene unter Nachbar:innen 
oder mithilfe von Multiplikator:innen sein (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Das vorhandene 
Vertrauen zwischen Bürger:innen erlaubt erfolgreiche Nachahmungseffekte, die schon jetzt auf 
Ebene von Nachbarschaften zu beobachten sind. Ebenso wird die Vernetzung von Handwerker:innen 
über Gewerke hinweg vorgeschlagen, um logistische Synergien bspw. bei einem „Sanierungssprint“ 
(siehe 4. Serielle Sanierung) zu nutzen und eine umfassende Sanierung zu erleichtern (NaWo-Collab, 
unveröffentlicht). 

4. Serielle Sanierung & Sanierungssprints 
Industriell vorgefertigte Module und projektübergreifende Kooperationen sind wegen meist 
individueller Gebäudeanforderungen bisher wenig verbreitet (NaWo-Collab, unveröffentlicht), 
obwohl diese grundsätzlich kein Ausschlusskriterium für Serielles Sanieren darstellen. Insbesondere 
bei Mehrfamilienhäusern und Wohnheimen bestehen jedoch Potentiale für das Serielle Sanieren, 
gerade für private oder kommunale Wohnungsunternehmen mit großen, gleichförmigen 
Gebäudebeständen. Der bisher begrenzte Markt in Kombination mit dem Fachkräftemangel sowie 
fehlenden Kompetenzen, Datengrundlagen und Infrastrukturen erschwert jedoch die Verbreitung 
dieser innovativen Herangehensweise. Komplexe und detaillierte Planungen für mehrere Gebäude 
führen derzeit noch zu erhöhten Regiekosten. Serielles Sanieren kann potenziell jedoch Kosten 
sparen und Sanierungszeiträume verkürzen, womit Sanierungen auch (gesundheitlich) weniger 
belastend für die Bewohner:innen sein können (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Beispielhaft können 
die Projekte der europäischen Energiesprong-Initiative herangezogen werden (Energiesprong, o.J.).  

Eine andere Möglichkeit, Sanierungsquoten in einem Gebiet schnell herbeizuführen, stellen 
Sanierungssprints dar, bei denen einzelne oder mehrere ähnliche Gebäude (meist 
Mehrfamilienhäuser) von eng kooperierenden Handwerks-Betrieben als Bauteams innerhalb 
weniger Wochen erneuert werden (NaWo-Collab, unveröffentlicht). Dies wird auch von einigen 
unserer Praxispartner:innen aufgrund der stark verkürzten Sanierungsdauer, möglichen 
Kosteneinsparung und/oder Qualitätssteigerung durch die engere Abstimmung der Gewerke 
empfohlen (Interview Energieagentur BW B-2). Serielle Sanierungen oder Sanierungssprints können 
auch in ökologischer Holzbauweise und in Kombination mit Baustoff-Recycling durchgeführt werden, 
sobald dafür entsprechende Markt- und Logistik-Infrastrukturen aufgebaut sind (NaWo-Collab, 
unveröffentlicht).  

5. Sanierungsmanagement & Quartierskonzepte 
Über das KfW-Programm 432 „Energetische Stadtsanierung" gibt es die Möglichkeit, ein Integriertes 
Quartierskonzept und/oder ein Sanierungsmanagement fördern zu lassen. Die Beschleunigung der 
Umsetzung der KWP wird bei diesem Programm als explizites Ziel erwähnt. Der Zuschuss beträgt 
75% der förderfähigen Ausgaben (Sach- und Personalausgaben) bzw. 90% für finanzschwache 
Kommunen und wird als sehr attraktiv eingeschätzt (Interview Energieagentur BW B -1). 
Quartierskonzepte sind als Antwort auf die Herausforderung von heterogenen Bebauungsstrukturen 
vielversprechend, da sie technische, soziale und wirtschaftliche Aspekte integrieren. 

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-2_Aktivierung-von-Heizungsverantwortlichen.pdf
https://www.zukunftaltbau.de/fachleute/netzwerk-service/sanierungssprint
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Energie-Versorgung-und-Netze/Energetische-Stadtsanierung-(432)/?redirect=791872
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Quartierskonzepte untersuchen einen Stadtteil vollumfänglich auf Potenziale für erneuerbare 
Energien und Energieeinsparungen und definieren Maßnahmen und deren Monitoring. Auch eine 
Machbarkeitsstudie für Wärmenetze könnte darüber bezuschusst werden und für kleine Kommunen 
das Konzept auch „fast gemarkungsdeckend“) aufgesetzt werden (Interview Energieagentur BW B-
1). Das Sanierungsmanagement kann für die Umsetzung eines Quartierskonzepts zur 
Maßnahmenkoordination und Akteursaktivierung eingerichtet werden. Sowohl eigene Beschäftigte 
(zusätzliche Personalstellen) als auch externe Unterstützung (z.B. durch Planungsbüros) kann 
finanziert werden. Ein Beispiel stellt die Finanzierung von Informationsveranstaltungen für 
Bürger:innen in dezentralen Eignungsgebieten dar (Interview Energieagentur BW B-1). 

In einem unserer Interviews wurde geäußert, dass es hilfreich sein könnte, in jedem Stadtbezirk 
spezifische Ansprechpersonen nur für den Bereich Klimaschutz zu etablieren. Als Beispiel wurde 
München genannt, wo im Rahmen des KfW-Förderprogramms Sanierungsmanager:innen zu diesem 
Zweck von der Stadt engagiert wurden. Dort liegt der Fokus vollständig auf energetischer Sanierung. 
Im Gegensatz dazu werden andernorts unterschiedliche Klimaschutzthemen parallel verfolgt, sodass 
sich verschiedene Akteursgruppen jeweils für einzelne Themenbereiche wie Ernährung oder 
Gebäudesanierung engagieren, was zu einer Zersplitterung führen kann (Interview Stadt BW-B; 
>100kE; für Ergänzungen siehe Kurzstudie „Kommunale Kapazitäten“).  

6. Datenerhebung 
Um den Kommunen den Zugang zu einer soliden Datengrundlage für realistische Sanierungs-
Szenarien zu erleichtern, gibt es folgende Lösungsansätze aus dem Kreis unserer 
Praxispartner:innen:  

• Klärung der datenschutzrechtlichen Voraussetzungen für ein zentrales Gebäuderegister.  

• Bereitstellung eines bundesweiten WebGIS-Tools zur Übernahme und Nachbearbeitung 
von gebäudescharfen Zustandsdaten.  

• Konsolidierung und Autorisierung einer einheitlichen Typologie mit begrenzter Zahl an 
Gebäudetypen, die z.B. 95% des Gebäudebestandes zutreffend beschreiben.  

Im Projekt NaWo-Collab (unveröffentlicht) kam die Idee eines öffentlich legitimierten Online-Tools 
für das Serielle Sanieren auf. Ziel wäre, dass das Tool anhand von Grundrissen, Gebäude- und 
Verbrauchsdaten ermittelt, ob die Rahmenbedingungen für Serielles Sanieren in einer bestimmten 
Immobilie gegeben sind. Das Tool könnte daraus einen Datenpool kreieren, das auch zum Matching 
ähnlicher Gebäude genutzt werden könnte. Außerdem ist es in der Datenerhebung bzgl. WEGs 
wichtig, deren Größe zu erfassen, um dann in der Ansprache priorisieren zu können (ebd.). 

IV. Vertiefende Fallstudien 

1. Stadt Kirchheim unter Teck: Sanierungsmesse 
Die Stadt Kirchheim u.T. hat 2024 zum ersten Mal eine sogenannte Sanierungsmesse durchgeführt, 
und plant bereits eine zweite Auflage: 

„[2024] haben wir schon eine Sanierungsmesse gemacht, wo letztendlich regionale […] 
Handwerker und […] Energieberater […] sich vorstellen […] und ausstellen konnten, ... und es 
Vorträge gab; […] es ist […] eine Messe […] für die Bürgerschaft, […] damit die sich […] 
vollumfassend zu dem Thema ‚Energetisch Sanieren‘ informieren können. Und die wurde […] 
sehr gut angenommen, […] die ging über […] zweieinhalb Tage und, […] lief sehr gut, 
deswegen wollen wir es jetzt dann nochmal durchführen.“ (Interview Kirchheim) 

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-5_Kommunale-Kapazitaeten.pdf
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2. Stadt Freiburg: Begleitung von WEGs 
Die Stadt Freiburg richtete sich gemeinsam mit der Energieagentur Regio Freiburg mit dem Projekt 
„WEG der Zukunft“ (Energieagentur Regio Freiburg, o.J.) zwischen 2019 und 2022 konkret an WEGs. 
Ziel war über gezielte „Information, Motivation und Beratung“ (Interview Energieagentur Regio 
Freiburg) die Sanierungsquote in WEGs anzuheben. Dabei sollten vor allem WEGs angesprochen 
werden, die bisher noch nicht viel Wissen zum Thema energetische Sanierung hatten und solche, die 
grundsätzlich Klimaschutzmaßnahmen offen gegenüberstehen (ebd.) 

„[…] also dass wir wirklich versuchen, Hausverwaltungen und auch WEGs gezielt 
anzusprechen und […] zu unterstützen, so […] in der Sanierung und vor allem aber auch im 
Heizungstausch. […] Und jetzt bei diesem WEG-Projekt, [...] versuche ich aber die 
Energieagentur bei uns quasi zu installieren, dass sie so ein bisschen durch den Prozess 
begleitet. Also dass man da am Anfang mal [...] einen Zeitplan aufstellt, […] die Schritte, die 
Verantwortlichkeiten, und dass die Energieagentur auch immer wieder mal nachhakt. [...] 
Also einfach im Prozess zu begleiten, über auch zwei, drei Jahre hinweg. Und nicht nur so eine 
einmalige, ‚wir finanzieren euch jetzt […] den Sanierungsfahrplan‘, sondern ‚wir bringen euch 
mit durch den […] Prozess‘.“ (Interview Freiburg) 

Das Projekt bestand aus Beratungen und Öffentlichkeitsarbeit, aber auch Schulungen für Haus-
verwaltungen, die erfolgreich durchgeführt wurden. Ebenso hat das Projekt Sichtbarkeit für das 
Thema, beispielsweise in der Presse, generiert. Nichtsdestotrotz ist die Anzahl der WEGs, die 
daraufhin tatsächlich eine Sanierung in Angriff genommen haben, überschaubar geblieben 
(Interview Energieagentur Regio Freiburg). Mittlerweile wurde das Projekt „WEG der Zukunft 2.0“ 
aufgesetzt, das zum Ziel hat, andere Kommunen und Energieagenturen zu WEG-Kampagnen zu 
befähigen (ebd.). Dafür sollen Schulungen angeboten und ein Leitfaden erstellt werden. Einzelne 
neue Maßnahmen im Hinblick auf veränderte gesetzliche Rahmenbedingungen werden auch in 
Freiburg erprobt werden, bevor sie in die Kampagnen im Umkreis einfließen (ebd.) 

Unabhängig vom Projekt WEG der Zukunft bietet die Energieagentur Regio Freiburg auch 
Impulsvorträge für die Eigentümer:innenversammlungen von WEGs sowie kostenfreie Beratungen 
für WEGs an (Interview Energieagentur Regio Freiburg).  

3. Kiel: Serielle Sanierung für 100 denkmalgeschützte 

Reihenhäuser 
Die Stadt Kiel hat binnen 25 Tagen 100 denkmalgeschützte Reihenhäuser mit einer seriell 
durchgeführten Kerndämmung versehen (fesa e.V., 2025). Da bei den Häusern denkmalrechtlich 
eine Außendämmung verboten war, wurde eine Einblasdämmung in die vorhandene Luftschicht des 
Mauerwerks vorgenommen. Die überschaubaren Kosten von ca. 700 € pro Haus übernahm die 
Wohnungsgesellschaft. Die Einblasdämmung erreichte eine 75% bessere Dämmwirkung und für die 
Mieter:innen eine Reduktion der Heizkosten um ca. 20% (ebd.). 

  

https://eveeno.com/861413176
https://eveeno.com/861413176
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V. Fazit & Handlungsempfehlungen 
Gelingensbedingungen und Grenzen für die genannten Lösungsansätze sowie erste 
Handlungsempfehlungen können wie folgt zusammengefasst werden: 

Die energetische Sanierung bleibt eine zentrale, aber vielschichtige Herausforderung für die 
kommunale Wärmewende. Sie ist durch hohe finanzielle Belastungen, knappe personelle 
Ressourcen und eine heterogene Gebäudestruktur geprägt; zugleich erschweren 
Planungsunsicherheiten bezüglich förderrechtlicher Rahmenbedingungen und das nachwirkende 
Misstrauen aus der „Heizhammer-Debatte“ zusätzliche Investitionen. Ressourcenknappheit, 
finanziell wie personell, etwa bei Handwerk, Kommunen und Energieberater:innen, wird dabei eine 
zentrale Herausforderung bleiben, für die es keine schnelle Lösung gibt. 

Um die Komplexität von energetischen Sanierung zu verringern werden vielfältige Ansätze erprobt, 
überwiegend außerhalb des eigentlichen KWP-Prozesses. Als zentral werden bessere 
Finanzierungsmöglichkeiten und finanzielle Anreize bezeichnet, zum Beispiel über kommunale 
Förderprogramme und die Ausweisung von Sanierungsgebieten. Außerdem sind wohl 
Kommunikationsmaßnahmen wichtig, welche Eigentümer:innen die Vorteile von Sanierungen 
vermitteln. Ob Ansätze wie Serielle Sanierung oder Quartierskonzepte realisierbar und 
erfolgversprechend sind, muss in jeder Stadt individuell geprüft werden. Zudem wird vorgeschlagen, 
den Kommunen die Beschaffung einer soliden Datengrundlage für Sanierungen zu erleichtern, 
beispielsweise über ein zentrales Gebäuderegister. 

Investitionen könnten durch eine verlässliche rechtliche Grundlage, stetigere Förderprogramme und 
Maßnahmen zur Wiederherstellung des Vertrauens nach der „Heizhammer-Debatte“ angeregt 
werden. Gleichzeitig braucht es passgenaue lokale Strategien, die finanzielle Anreize, 
Beratungsangebote, Kommunikationsmaßnahmen und Austauschangebote miteinander verbinden. 
Ein Zusammenspiel von mehreren der vorgestellten Lösungsansätze könnte energetische Sanierung 
möglicherweise in einigen Kommunen voranbringen. 

Zusammenfassung der Handlungsempfehlungen (in den o.g. Quellen): 

1) Sanierungshemmnisse früh identifizieren: Die Kommunalverwaltung sollte systematisch 
erfassen, wo die größten Hemmnisse für energetische Sanierungen liegen, etwa bei 
Eigentumsstrukturen, Finanzierung, Denkmalschutz oder personellen Kapazitäten, um 
Maßnahmen frühzeitig gezielt ausrichten sowie existierende Förderungen nutzen zu 
können.  

2) Kommunale Förderprogramme stärken: Sofern es die Finanzlage der Kommune zulässt, 
sollten ergänzende kommunale Förderprogramme oder Zuschüsse aufgebaut werden, die 
gezielt private Eigentümer:innen, WEGs und besonders sanierungsrelevante Quartiere 
adressieren und bestehende Landes- und Bundesförderungen sinnvoll ergänzen.  

3) Eigentümer:innen aktiv ansprechen: Die Kommunalverwaltung sollte aufsuchende 
Kommunikation, persönliche Beratung und zielgruppenspezifische Informationsformate 
einsetzen, um Eigentümer:innen die Vorteile der Sanierung verständlich zu vermitteln und 
Unsicherheiten abzubauen.  

4) (Innovative) Lösungsansätze lokal prüfen: Konzepte wie serielle Sanierung, 
Sanierungssprints oder Quartierskonzepte sollten nicht pauschal eingeführt, sondern für 
einzelne Stadtgebiete und Gebäudetypen jeweils auf Umsetzbarkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Kapazitäten geprüft werden. 
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Über W-rob  

W-rob ist ein transdisziplinäres Projekt von Universität Freiburg, Universität Marburg, und 
des Next Economy Lab (NELA) mit vielen Praxispartner:innen. Es adressiert besonders 
kritische Herausforderungen bei der Gestaltung der kommunalen Wärmeplanung und der 
Umsetzung der Wärmepläne. Im Zentrum steht die Frage, wie die Wärmeplanung „sozial 
robust“ gelingen kann. Dazu tragen eine transparente Prozessgestaltung, akzeptierte 
Ergebnisse und die Aktivierung von Akteuren bei. Mehr Informationen zum Projekt gibt es auf 
unserer W-rob-Projektwebseite.  

Es gibt eine gesamte Reihe von Kurzstudien zu Herausforderungen und 

Lösungsansätzen bei der kommunalen Wärmewende aus der W-rob-Gruppe. 

 

https://uni-freiburg.de/w-rob/
https://uni-freiburg.de/w-rob/#Ergebnisse
https://uni-freiburg.de/w-rob/#Ergebnisse

